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			Neues Max-Planck-Labor

			Forschungseinrichtung für Biophysik in Rosario eröffnet
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			Kabinettschef Jorge Capitanich (M.) mit den Ministern Lino Barañao (Wissenschaft, l.) und Juan Manzur (Gesundheit, r.) bei der Einweihung des neuen Labors. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/mc) – Die Max-Planck-Gesellschaft hat seit Dienstag einen zweiten Forschungsstandort in Argentinien: In Rosario nahm das Laboratorium für Strukturbiologie und molekulare Chemie und Biophysik (MPLbioR) seinen Betrieb auf. Zur Einweihung waren unter anderen Kabinettschef Jorge Capitanich, Forschungsminister Dr. Lino Barañao, Gesundheitsminister Dr. Juan Manzur sowie Dr. Christian Griesinger, der Leiter des Max-Planck-Instituts für biophysikalische Chemie in Göttingen, und der deutsche Botschafter Bernhard Graf von Waldersee in die Metropole am Paraná-Fluss gekommen.

			Nach dem Institut für Biomedizin und dem Koordinierungsbüro im Polo Científico von Buenos Aires baut die renommierte deutsche Forschungsgesellschaft ihre Präsenz in Argentinien somit weiter aus. 

			Das neue Laboratorium, das sich auf dem Universitätsgelände (ciudad universitaria) von Rosario befindet, verfügt über weltweit modernste Technik und Geräte. Zielsetzung ist die Forschung für Medikamente gegen neurodegenerative Erkrankungen wie Parkinson und Alzheimer. 25 Wissenschaftler der staatlichen argentinischen Forschungsgesellschaft Conicet haben ihre Arbeit aufgenommen. Im nächsten Jahr soll sich die Zahl der Forscher verdoppeln. Zudem werden junge, angehende Wissenschaftler aus Deutschland erwartet, die in Rosario ihre Doktorarbeiten machen wollen. 

			Chemie-Nobelpreisträger Stefan Hell von der Göttinger Georg-August-Universität wird an die Hochschule von Rosario kommen, um Vorlesungen zu halten.

			Das neue Labor mache Rosario zu einem Standort wissenschaftlicher Exzellenz, wie Dr. Darío Maiorana, der Direktor der Universität, hervorhob. Wissenschaftsminister Barañao ging auf die Herausforderungen für Wissenschaftler in Lateinamerika ein: Diese müssten einerseits weltoffen sein, um international konkurrenzfähig zu sein, andererseits aber auch das Wohl der eigenen Bevölkerung im Blick, die ja schließlich auch die Ausbildung der Wissenschaftler finanziert habe.

			Capitanich hob die finanziellen Anstrengungen hervor, die seine Regierung zur Förderung von Wissenschaft und Forschung unternehme: Sie entsprächen 0,68 Prozent des Bruttoinlandsproduktes. Wenn ein Land in diese Zukunftsfelder investiere, bedeute dies, dass es sich auf einen Wachstumsweg begebe und seine eigene Souveränität festige, so der Kabinettschef.
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			Staatsministerin Hinz in Argentinien

			Akademische und landwirtschaftliche Gemeinsamkeiten im Vordergrund

			Buenos Aires (AT/SF) - „Es ist eine sehr konstruktive Zusammenarbeit.“ Für das erste schwarz-grüne Bündnis in einem Flächenbundesland hat die hessische Staatsministerin für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz Priska Hinz (Bündnis 90/Die Grünen) nur lobende Worte übrig. „Wir haben da bisher nur sehr sehr gute Erfahrungen gemacht“, sagte Hinz dem Argentinischen Tageblatt am Mittwochmittag bei einem Empfang in der Deutschen Botschaft in Buenos Aires. Mit einer kleinen Delegation war die Ministerin am Morgen in Ezeiza angekommen.

			„Wir werden natürlich oft gefragt, ob dies auch ein Modell für den Bund sein kann. Nun ja, zunächst müssen wir noch vier Jahre arbeiten“, schmunzelt die Ministerin. Danach könne sich eventuell die Haltung durchsetzen, dass eine Zusammenarbeit auch so unterschiedlicher Parteien funktionieren kann. Wichtig sei, die eigene Identität nicht aufzugeben und die Identität des anderen zu akzeptieren.

			Die Staatsministerin besucht Argentinien bis zum Sonntag. In Buenos Aires wollte sie am Mttwochnachmittag mit dem argentinischen Landwirtschaftsminister Carlos Casamiquela sprechen und mit Vertretern aus Politik, Wirtschaft und Forschung zusammentreffen.

			Höhepunkt ihrer Reise ist der Besuch Mendozas anlässlich des 36. Weltkongresses für Rebe und Wein. Im Gepäck hat die Ministerin eine Absichtserklärung über die Zusammenarbeit der Universitäten Cuyo und Geisenheim auf dem Gebiet des Wein- und Gartenbaus. „Die Unterzeichnung des akademischen Abkommens ist der Anlass unserer Reise“, sagt die Ministerin. „Aber wir wollen darüber hinaus Kontakte anknüpfen und Möglichkeiten der zukünftigen Vertiefung ausloten.“ Hinz interessieren hier vor allem Projekte mit Erneuerbaren Energien oder der Anbau von gentechnikfreiem Soja.

			„90 Prozent der Deutschen wollen keine Gentechnik“, betont Hinz. In Hessen würde bereits verstärkt der Leguminosenanbau gefördert, was dazu führen könnte, dass immer weniger (Gen-)Soja als Futtermittel aus Argentinien importiert werden könnte. „Wenn kein Umdenken stattfindet, könnte Argentinien das zu spüren bekommen“, gibt die Ministerin zu bedenken und erinnert an die bereits gesunkene Nachfrage nach argentinischem Rindfleisch, dem einstigen Exportschlager des Landes.
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			Strafanzeige gegen CFK

			Hotelgeschäfte der Präsidentin unter der Lupe
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			Das Hotel „Alto Calafate“ in der Provinz Santa Cruz.

			Buenos Aires (AT/mc) – Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner steht juristischer Ärger ins Haus. Die Abgeordnete Margarita Stolbizer erstattete jetzt Anzeige gegen die Staatschefin wegen deren Geschäftsgebaren im Hotelgewerbe. Konkret geht es um das Unternehmen „Hotesur“, deren Anteilseignerin die Präsidentin ist. Zu der Firma gehören mehrere Hotels in El Calafate in der Provinz Santa Cruz. Kirchner gab bei ihrer eidesstattlichen Vermögenserklärung den Wert ihrer Aktien an „Hotesur“ mit 9.367.528 Pesos an.

			Stolbizer meint, „Hotesur“ sei seinen gesetzlichen Pflichten nicht nachgekommen. Denn das Unternehmen habe es versäumt, seine Geschäftsbilanzen bei der zuständigen Justizinspektion (IGJ) vorzulegen. In der Strafanzeige heißt es: „Gemäß den vorliegenden Informationen ist Hotesur seit dem Jahr 2011 die Präsentation seiner Bilanzen bei der IGJ schuldig. Man kennt weder die Aktivposten noch die Verbindlichkeiten, noch die aktuelle Zusammensetzung der Gesellschaft.“

			Stolbizer geht besonders auf das Hotel „Alto Calafate“ ein, das zu „Hotesur“ gehört: „Es bestehen Verdachtsmomente, dass Alto Calafate ein Scheinbeherbergungsbetrieb ist, den das Präsidentenehepaar genutzt hat, um seine dunklen Geschäfte abzuwickeln.“ 

			Die Zeitung „La Nación“ hatte recherchiert, dass der ins Zwielicht geratene Bauunternehmer und Geschäftsfreund der Kirchners, Lázaro Báez, dort zahlreiche Zimmer gemietet habe, ohne dass dort tatsächlich Gäste gewesen wären. Seitdem stehen Vorwürfe von Korruption und Geldwäsche im Raum.

			Die Kirchners hatten „Alto Calafate“ 2008 erworben. Die Anschaffung geriet später in die Schlagzeilen, da Néstor Kirchner zu diesem Zweck 2 Millionen Dollar an einem einzigen Tag gekauft hatte. Die Regierung verteidigte dies mit dem Verweis auf die damals geltende Rechtslage, die eine Dollarkauf dieses Umfanges gestattete. Vier Jahre später verbot Cristina ihren Landsleuten den Erwerb von Fremdwährung weitgehend.

			Mit Stolbizers Anzeige beschäftigt sich nun Staatsanwalt Carlos Stornelli, zuständiger Richter ist Claudio Bonadío. Strafrechtlich zu klären ist, ob Cristina durch ihr Geschäftsgebaren gegen ihre Amtspflichten verstoßen und sich des Machtmissbrauchs schuldig gemacht hat.
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			Die Woche in Argentinien

			Cristina aus Klinik entlassen 

			Die an einer Dickdarmentzündung erkrankte Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner ist aus dem Krankenhaus entlassen worden. Die Genesung verlaufe gut, teilte das Ärzteteam der Staatschefin am Sonntag mit. Die 61-Jährige werde in ihrer Residenz in Olivos weiter mit Antibiotika behandelt und müsse sich für zehn Tage schonen. Kirchner war vor einer Woche mit hohem Fieber ins Krankenhaus gebracht worden (wir berichteten). Gegenwärtig wollen die Ärzte Cristina von jeglichem Stress fernhalten, damit sie sich komplett von ihrer jüngsten Erkrankung erholt. Sie werde weiter mit Antibiotika behandelt und unterziehe sich einer medizinischen Diät für den Magen- und Darmtrakt, hieß es. Für die ersten Tage der häuslichen Erholzeit hatten die Ärzte empfohlen, dass die Präsidentin überhaupt keine Besucher empfange. Wie die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf einen nicht näher bezeichneten Regierungsfunktionär berichtete, sei die Erkrankung zum Teil auf den Stress zurückzuführen, dem Cristina bei der Ausübung ihrer Amtsgeschäfte ausgesetzt sei. Beim G-20-Gipfel an diesem Wochenende im australischen Brisbane nehmen Wirtschaftsminister Axel Kicillof und Außenminister Héctor Timerman die argentinischen Interessen wahr. Eine Vertretung der Staatschefin bei den Amtsgeschäften im Inland durch Vizepräsident Amado Boudou ist offenbar nicht vorgesehen. 

			DNI: Fristverlängerung?

			Die Frist zur Erneuerung der Personaldokumente (DNI) wird möglicherweise verlängert. Eine entsprechende Ankündigung machte vor wenigen Tagen Innenminister Florencio Randazzo. Seine Behörde prüfe derzeit, den bisherigen Schlusstermin 31. Dezember aufzuheben. Schuld an der möglichen Verschiebung habe nach Darstellung des Innenministers vor allem die „ineffiziente Verwaltung“ der Provinz Buenos Aires, an deren Spitze Randazzos Parteifreund Daniel Scioli steht. Es fehle der dortigen Bürokratie das nötige Engagement bei der Umsetzung der Regierungsverordnung, beklagte Randazzo, der wie Scioli zu den möglichen Präsidentschaftskandidaten des Regierungslagers zählt. Der Innenminister meinte, dass angesichts des enormen Andrangs die Öffnungszeiten der Servicepunkte, an denen man den neuen Karten-DNI beantragen kann, erheblich verlängert werden müssten. So mache man es schließlich auch mit Erfolg in der Hauptstadt. Seitens der Provinzverwaltung verteidigte man sich mit Verweis auf eine allgemeine Überlastung der Personenregister in dem mit Abstand bevölkerungsreichsten Gliedstaat des Landes. Die Anordnung der Nationalregierung sieht vor, dass jeder Argentinier im Besitz des neuen kartenartigen DNI sein soll. Die alten, heftförmigen Personaldokumente müssen ersetzt werden. Ausgenommen von der Umtauschpflicht sind Bürger, die über 75 Jahre alt sind.

			Grenzkontrollen verschärft

			Der Leiter der Einreisebehörde, Martín Arias Duval, veröffentlichte vor wenigen Tagen neue Richtlinien für die Einreisekontrolle. Dadurch sollen Personen ausgefiltert werden, die sich bei der Einreise fälschlich als Touristen ausgeben, tatsächlich aber länger im Land bleiben wollen. Ihnen kann die Einreise verweigert werden. Das Verfahren zur Erkennung von “falschen” Touristen soll bei “fundierten Verdachtsfällen” angewendet werden. Das bedeutet, dass das neue Verfahren lediglich dann zum Zuge kommt, wenn ein Grenzbeamter bei der Einreise Verdacht schöpft, dass die einreisende Personen sich fälschlich als Tourist ausgibt. Die Einreisebehörde definiert als Touristen sämtliche “Ausländer, die zum Zweck der Erholung oder Entspannung innerhalb einer Aufenthaltsdauer von bis zu drei Monaten (verlängerbar)” nach Argentinien reisen. Wer verdächtigt wird, muss durch die Angabe seiner geplanten Aufenthaltsdauer und das Vorweisen von Flugtickets und Hotelreservierungen beweisen, dass er Tourist ist. 

			Lehrerstreik

			Durch einen Lehrerstreik fiel in der Provinz Buenos Aires am Dienstag und Mittwoch der Unterricht aus. Insgesamt waren 3,2 Millionen Schüler betroffen. Der Zusammenschluss der Lehrergewerkschaften (Frente Gremial Docente) machte durch den Streik auf die finanzielle Situation der Lehrer aufmerksam. „Wir brauchen eine Gehaltserhöhung, um die schwindende Kaufkraft auszugleichen“, sagte der Generalsekretär der Gewerkschaft Suteba, Roberto Baradel. Die Gewerkschaften fordern eine Gehaltserhöhung zum Jahresende, eine Erhöhung des Bildungsetats für das Jahr 2015 und neue Tarifverhandlungen. Die Provinzregierung Buenos Aires kündigte bereits im Vorfeld des Streiks an, dass sie keine Mittel für eine Gehaltserhöhung zum Jahresende habe. Mirta Petrocini, Präsidentin der Lehrergewerkschaft Feb, kritisierte, dass die Ausgaben für Bildung nur 27 Prozent des Haushalts ausmachten. In den vergangenen zehn Jahren sei der Anteil der Bildungsausgaben durchgehend höher gewesen. Insgesamt haben die Lehrer in diesem Jahr bereits an 22 Tagen gestreikt. Damit haben sie einen neuen Rekord aufgestellt.

			Schuldenregulierung mit Schweiz

			Argentinien und die Schweiz werden sich an den Verhandlungstisch setzen, um die Schulden neu zu verhandeln, die Buenos Aires bei der Eidgenossenschaft hat. Wirtschaftsminister Axel Kicillof und der neue Schweizer Botschafter Hanspeter Mock unterzeichneten am Dienstag eine entsprechende Vereinbarung. Wie das argentinische Wirtschaftsministerium mitteilt, handele es sich dabei um „das erste bilaterale Abkommen mit einem der Gläubigerländer, die Verhandlungen über eine Umschuldung zugestimmt haben“. Dabei wird Bezug genommen auf die im Mai dieses Jahre erzielte grundsätzliche Einigung Argentiniens mit seinen staatlichen Gläubigern, die im „Pariser Club“ zusammengeschlossen sind. Argentinien soll innerhalb von fünf Jahren seine Altschulden in Höhe von fast zehn Milliarden Dollar begleichen. Wie viel Argentinien der Schweiz schuldet, wurde nicht publik gemacht. Die Eidgenossenschaft gehört aber zu den kleineren Gläubigern. (AT/mc/jj/dpa)
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			Staatliche Umfragen

			Umfragen sind ein wichtiges Instrument für Wirtschaft und Politik. Unternehmen lassen die Neigungen der Konsumenten bezogen auf konkrete Produkte oder Dienstleistungen untersuchen. Nach den Ergebnissen solcher Umfragen richten sie ihre Firmenpolitik aus. Parteien orientieren sich bei ihrem politischen Programm ebenfalls an Umfragen.

			Alle zwei Jahre, meistens im Frühling, werden die Wähler/innen aufgerufen, ihre Bürgerpflicht der Zwangswahlen zu erfüllen, indem sie zu den Urnen schreiten, wobei sich etwa 70 Prozent der eingeschriebenen Wähler melden. In vielen anderen Ländern gibt es Wahlpflicht, weshalb die Wahlbeteiligung meistens darunter liegt.

			Bei Zwangswahlen sind die Ergebnisse der Umfragen über die Absichten der Wähler entschieden wichtiger. Sie beeinflussen sicherlich die Einstellung zahlloser Wähler, die sich überhaupt nicht für Politik interessieren und das Gerangel der Politiker zwecks Stimmenfang kaum beachten. Umso intensiver müssen sich Berufspolitiker um die Wählergunst einsetzen. Für Politiker und Medien im Allgemeinen sind die Ergebnisse der Umfragen interessanter Informationsstoff. Politiker pflegen die Umfrageergebnisse gründlich zu studieren, um sich gegebenenfalls anzupassen.

			Bisher beherrschen private Meinungsforscher diesen Markt, wiewohl auch andere mitmischen. Die Ergebnisse werden stets mit Abweichungsmöglichkeiten von drei Prozent nach oben oder unten veröffentlicht, so dass sie Tendenzen aufdecken. In den meisten bekannten Umfragen weichen die Ergebnisse nur wenig von den echten Wahlergebnissen ab.

			Obwohl der Markt von den bestehenden Umfragen privater Unternehmer ausreichend gedeckt ist, ohne dass jemand Kritik geäußert hätte, ist es der Regierung unlängst eingefallen, demnächst mit einer staatlichen Umfrageorganisation für Konkurrenz zu sorgen. Bisher hat sich dieses ausgefallene Projekt noch nicht verwirklicht, möglicherweise weil Präsidentin Cristina Kirchner krank war und das Bett hüten müsste. Soweit bekannt, gibt es nirgends in der Welt, außer möglicherweise unter autoritären Regierungen, staatliche Umfragen. Sofern sich das Projekt in eine neue Organisation mit Staatspersonal umsetzt, wird es sicherlich von niemanden ernst genommen. Man kann sich schwer vorstellen, dass staatliche Umfrageergebnisse vom Publikum geglaubt werden. Man darf füglich annehmen, dass diese Ergebnisse, zumal sie Kandidaten für die nächstjährigen Wahlen betreffen, nur die regierungsfreundlichen begünstigen werden, nicht aber die oppositionellen. Sollten solche manipulierte Umfragen Oppositionskandidaten den Vorrang bestätigen wie bisher, dann darf man nur staunen. Als ein Mittel für die Wahlpropaganda für regierungsfreundliche Kandidaten, mögen staatlich manipulierte Umfragen bereits überzeugte Personen ansprechen, wogegen sich das Publikum im Allgemeinen, ob regierungsfreundlich, oppositionell oder neutral, an den privaten Umfragen orientieren dürfte wie bisher. Das angekündigte Projekt hat nicht die geringste Aussicht auf Glaubwürdigkeit und erschöpft sich für die Regierung in der Beschäftigung einiger Staatsangestellten, genau das Gegenteil der dringenden Notwendigkeit, Staatspersonal abzubauen, um das ausufernde inflationstreibende Defizit zu bremsen, das von der Zentralbank mit inflationärer Geldschöpfung finanziert wird.

		

	
		
			Meinung

			[image: 11804.png]

			Die Linke und der böse Wolf

			Von Stefan Kuhn

			Natürlich war die Idee von Bundestagspräsident Norbert Lammert, den Liedermacher und Lyriker Wolf Biermann zur Bundestagssitzung an lässlich des 25. Jahrestags des Mauerfalls einzuladen, brillant. Biermann verkörpert wie kaum ein anderer den Widerstand gegen das SED-Regime. Er wurde wegen seiner kritischen Texte bereits 1965 mit einem Auftritts- und Publikationsverbot belegt und 1976 während einer Westtournee gegen seinen Willen ausgebürgert. Manche halten diese Ausbürgerung für den Anfang vom Ende der DDR. 

			Biermann selbst würde diese Interpretation gefallen, Bescheidenheit gehört nicht zu seinen Stärken. Die Ausbürgerung Wolf Biermanns war auch eine Zäsur in der Geschichte der DDR. Sie war eine moralische Bankrotterklärung des Regimes. Wenn ein kommunistisches System seine kommunistischen Kritiker auf diese Art loswerden muss, hat es kapituliert.

			Mit den Folgen der Ausbürgerung hatte die DDR auch lange zu kämpfen. Es gab Solidaritätsbekundungen von Künstlern, Wissenschaftlern, Literaten und Schauspielern, es folgten weitere Berufsverbote und Ausbürgerungen. Biermanns Lied „Ermutigung“ wurde zu einer Art oppositioneller Nationalhymne der DDR. Auch im Westen war das Lied populär. „Du lass dich nicht verhärten in dieser harten Zeit...“ wurde auf evangelischen Kirchentagen und sogar im Konfirmandenunterricht gesungen. In Schweden wurde es gar ins Kirchengesangsbuch aufgenommen. Dieses Lied sollte Biermann im Bundestag vortragen.

			Es kam zum Eklat, und dies hätte Lammert wissen müssen. Biermann nutzte seinen Auftritt zu einer Attacke gegen die Fraktion der Linken, die er als „Drachenbrut“ brandmarkte. Im Bundestag haben nur Abgeordnete und eingeladene Staatsgäste Rederecht. Doch Biermann argumentierte, er habe sich schon in der DDR nicht das Reden verbieten lassen. Lammert habe ihn wohl eingeladen, dass er „den Linken ein paar Ohrfeigen“ gebe. Das kann man dem Bundestagspräsidenten zwar nicht unterstellen, aber Biermann ist schon seit vielen Jahren eine Lieblingswaffe der Konservativen, wenn es gegen die Linke geht.

			Das sollte allmählich ein Ende finden, denn die Waffe ist stumpf geworden. Die Ausfälle des inzwischen fast 80-jährigen Dichters sind schon fast peinlich. Seine Ehrungen, er ist Träger der wichtigsten deutschen Literaturauszeichnung, des Georg-Büchner-Preises, hat er sich verdient. Seine Angriffe gegen die SED-Nachfolgepartei „Die Linke“ sind allerdings geschichtsvergessen. Vor allem, wenn man sich Biermanns eigene Biografie anschaut.

			Der gebürtige Hamburger übersiedelte 1953 als 16-Jähriger in die DDR. Sein Vater, ein kommunistischer Widerständler, wurde 1943 in Auschwitz ermordet. Biermann selbst wollte 1976 die DDR nicht verlassen. Er hat sie stellenweise auch verteidigt, etwa bei einer Diskussion über die Niederschlagung des Volksaufstandes vom 17. Juni 1953. Biermann war Kommunist, konnte sich mit der Bundesrepublik zunächst nicht anfreunden. Er sei vom „Regen in die Traufe gekommen“, beschrieb er damals sein Leben. Biermann sympathisierte mehr mit den spanischen oder italienischen Eurokommunisten als etwa mit der deutschen Sozialdemokratie. Anfang der 1980er-Jahre stand er den Grünen nahe, die damals noch eine klassische Linkspartei waren.

			Biermann hat lange gebraucht, bis er (offen) in der Bundesrepublik angekommen ist. Der Linken gesteht er dies auch nach einem Vierteljahrhundert noch nicht zu. Dabei vertritt diese Partei heute Positionen, die zu Zeiten von Biermanns Ausbürgerung die SPD vertreten hat. Die Linke ist so pazifistisch wie die Grünen in ihren Anfangsjahren. Man muss sie nicht mögen, aber sie hat ihren Platz im politischen Spektrum Deutschlands. Gregor Gysi, der Fraktionschef der Linken im Bundestag, nannte die DDR in der Debatte eine „Diktatur“. Selbst Sahra Wagenknecht, bis 2010 die Sprecherin der „Kommunistischen Plattform“ innerhalb der Partei, spricht heute vom „repressiven politischen System der DDR“.

			Natürlich gibt es innerhalb der Linkspartei Abgeordnete, die früher als inoffizielle Mitarbeiter für das DDR-Ministerium für Staatssicherheit gearbeitet haben. Solche Stasi-Spitzel gab es allerdings auch in anderen Parteien. Bis zuletzt arbeiteten fast 190.000 IM der Stasi zu. Zusammen mit anderen „gesprächsbereiten“ Zuträgern kann man von etwa zehn Prozent potenziellen Denunzianten unter den DDR-Bürgern ausgehen. Allerdings gab es unter den IM auch etliche „Karteileichen“, angeworbene Mitarbeiter, die Belangloses oder gar nichts berichtet haben. Man sollte deshalb jeden Einzelfall prüfen, bevor man urteilt.

			Dass Biermann ein Stasi-Trauma hat, ist verständlich. Er wurde selbst von engen Freunden bespitzelt. Im Gegensatz zu anderen Stasi-Opfern war er aber selbst zu DDR-Zeiten ein Privilegierter. Er konnte in die Bundesrepublik reisen, Konzerte geben, Bücher und Platten veröffentlichen. Vielleicht nimmt er der Linken ja übel, dass deren Metamorphose nicht so weit gegangen ist wie die seine. Aus dem glühenden Kommunisten wurde ein erbitterter Antikommunist. Aus dem Pazifisten ein Befürworter des verhängnisvollen Irakkriegs. Die Linke ist schneller in der Bundesrepublik angekommen als Biermann, sie hat sich jedoch nicht so verbogen oder verbiegen lassen wie der Dichter.
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			Randglossen

			Bürgermeister Mauricio Macri kann für einen Wahlfeldzug für seine Präsidentschaftskandidatur die Bilanz der Überschwemmungen in der autonomen Stadt Buenos Aires vorweisen. Die unter seiner Regierung sanierten Abflüsse der Bäche (Spanisch „arroyos“) Maldonado in Palermo und Vega in Belgrano haben dieses Mal verhindert, beide Straßen zu überschwemmen, wie es früher üblich war. Im Fall des Baches Vega in Belgrano musste Macri lange warten, bis Präsidentin Kirchner ihre Zustimmung zum Kredit der Interamerikanischen Entwicklungsbank (BID) erteilte. Kaum erfolgte die Zustimmung, wurde der Bachabfluss mit doppeltem Abfluss saniert, so dass zum ersten Mal die Straße Blanco Escalada nicht überschwemmt wurde, wie es bisher stets bei gewaltigen Regenfällen üblich war. Andere Gebiete außerhalb der Bundeshauptstadt litten unter den Überschwemmungen, Buenos Aires kaum.

			Im politischen Gerangel über die kommenden Vorwahlen, im spanischen Kürzel genannt PASO, haben sich die Präsidentin und ihre Sprecher bisher nicht geäußert, ob sie eigene Kandidaten aufstellen oder wen sie innerhalb der Regierungspartei, genannt Front für den Sieg, unterstützen werden. Bisher haben sich Gouverneure wie Daniel Scioli von Buenos Aires, Sergio Uribarri von Entre Ríos und Juan Manuel Urtubey von Salta sowie Innen- und Transportminister Florencio Randazzo gemeldet, allesamt für den Präsidentensessel, aber niemand für die Vizepräsidentschaft. Aus Kreisen der regierungsfreundlichen Organisation „La Cámpora“ wurde neuerdings Wirtschaftsminister Axel Kiciloff als Formelpartner von Daniel Scioli vorgestellt, derweil dem Wirtschaftsminister die hohe Inflation und die Rezession als Schuldiger angekreidet werden, mit welchen Argumenten kaum Wähler gewonnen werden können.

			Das Schöne an der Demokratie sind Stabilität und Wechsel sowie die Tatsache, dass man sich aufregen und Protest äußern darf. Die letzten Landtagswahlen decken dies alles ab. In Brandenburg regieren SPD und Linke weiter, in Sachsen bleibt CDU-Ministerpräsident Stanislaw Tillich im Amt, musste allerdings den Koalitionspartner austauschen. Weil die FDP aus der politischen Landschaft in Ostdeutschland verschwunden ist, regiert er jetzt mit den Sozialdemokraten. In Thüringen gibt es vermutlich einen radikalen Wechsel. Die Linke, SPD und Grüne planen eine Koalition. Sollte dies klappen, würde Bodo Ramelow der erste Linkspolitiker an der Spitze eines Bundeslandes. Ganz korrekt ist das nicht. Mit Oskar Lafontaine stellte die Linke schon einmal einen Regierungschef. Allerdings war der frühere Ministerpräsident des Saarlandes damals noch Mitglied der SPD und später sogar Vorsitzender der ältesten Partei Deutschlands. 

			Für Thüringen wäre Ramelow allerdings eine Zäsur, denn seit der Wiedervereinigung wird das Land von der CDU regiert. Verständlich, dass in der Landeshauptstadt Erfurt Tausende gegen eine rot-rot-grüne Regierung auf die Straße gehen. Besser wäre jedoch, sie würden der Demokratie ihren Lauf lassen. Noch ist Ramelow nicht gewählt, noch weiß man nicht, wie Thüringen regiert wird, oder ob die Koalition auch fünf Jahre Bestand hat. Der Wechsel ist eines der wichtigsten Elemente der Demokratie. Es reicht nicht, dass es eine politische Alternative gibt, sie muss sich auch in der Regierungsverantwortung beweisen können. Nur dann kann der Wähler feststellen, ob das Neue wirklich besser ist. Es zeichnet die deutsche Demokratie aus, dass diese Wechsel reibungslos verlaufen. In Stuttgart gingen die Menschen nicht auf die Straße, als die CDU nach fast sechs Jahrzehnten den Posten des Regierungschefs an einen Politiker der Grünen verlor.

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 8,52, unverändert gegenüber der Vorwoche und um 30,57% über Ende Dezember 2013. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 28,17 Mrd. gegen u$s 28,11 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.12.14 bei $ 8,655, zum 31.03.15 bei $ 9,155, und zum 30.06.15 bei $ 9,91. Der Terminkurs per Oktober 2015 enthält einen Jahreszinssatz von 28,01%. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 13,68. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Minus von 7,47% und lag 86,83% uber Ende 2013.

			***

			Par-Bonds in Pesos notierten mit 29,33% im Plus gegenüber Ende 2013. Discount-Bonds in Peso gewannen zur Vorwoche 4,56% und lagen 39,37% im Plus gegenüber Ende 2013. Boden 2015 gewannen zur Vorwoche 1,73% und lagen mit 2,99% im Minus, und Global 2017 Arg. gewannen 2,46% und lagen 1,90% im Plus seit Jahresende 2013.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 211,20 (Vorwoche $ 207,13) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 301,72 (Vorwoche $ 295,90).

			***

			Der Index der Konsumentenpreise, den das statistische Amt der Stadt Buenos Aires für diese berechnet, weist im Oktober eine Zunahme von 1,9% aus, womit der Prozentsatz in 12 Monaten auf 39,9% steigt. Die Consulting-Firma Elypsis gelangt für Oktober auf +2,04% und für 12 Monate auf +40,9%. C&T Asesores Económicos rechnet mit +2,3%, bzw. +41,9%. Die Grössenordnung ist in allen Fällen die gleiche.

			***

			Der angesehene Ökonom Miguel Angel Broda rechnet mit Rückgang der wirtschaftlichen Tätigkeit, die im BIP zum Ausdruck kommt, von 2,5% im 4. Quartal 2015 und 1,5% im ganzen Jahr, jeweils verglichen mit dem Vorjahr. Die Consulting-Firma Ecolatina rechnet mit -4%, bzw. -2%, und Miguel Bein & Partner mit -5% und -2%.

			*** 

			Die Zahl der Immobilienübertragungen lag im September 2014 mit 3.102 Einzelfällen um 4,17% unter dem gleichen Vorjahresmonat und um 49,3% unter September 2011, kurz bevor der Dollarkauf für Sparzwecke verboten wurde. 

			***

			Die AFIP hat die Frist für die Bezahlung der Beiträge zum System der Arbeitsrisikoversicherung für Haushaltspersonal bis zum 28. November verlängert. Direktor Echegaray wies auf Schwierigkeiten bei der Abwicklung der Zahlungen hin. Die AFIP hat jetzt das Formular 102/RT geändert, und die Zahlung der drei sozialen Beiträge auf den Lohn, jeweils für das Pensionierungssystem, das Sozialwerkt und eine ART, vereinheitlicht, so dass bei Personal, das über 16 Wochenstunden arbeitet, insgesamt $ 498 gezahlt werden müssen. Insgesamt gibt es zwischen 200.000 und 250.000 als Haushaltspersonal eingetragene Personen, zu denen mindestens noch einmal so viele hinzukommen, die nicht eingetragen sind. In diesem Fällen drohen den Arbeitgebern bei Entlassungen oder Unfällen, und auch bei einfachen Klagen wegen nicht-Eintragung, hohe Bussen. 

			***

			Die Börse von Rosario hat die Schätzung der Weizenernte 2014/15 von 12,5 auf 12 Mio. Tonnen gesenkt, nachdem wegen hoher Temperaturen und ebenfalls hoher Regenfälle im Oktober Schäden eingetreten sind. 

			***

			Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten in Händen des Publikums plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 31. Oktober um 24,67% auf $ 407,44 Mrd. Der Rhythmus der Zunahme ist in den letzten Woche stark gestiegen, wobei in einem Monat eine Erhöhung um 6,57% stattfand. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen) stieg in 12 Monaten zum 31.10.14 um 26,76% auf $ 805,30 Mrd. Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten um 21,82% auf $ 889,19 Mrd. und die gesamten Bankkredite in Pesos um 20,04% auf $ 589,85 Mrd. Die Kreditexpansion liegt weit unter der Inflation, die etwa 40% jährlich ausmacht. Die ZB finanziert das Schatzamt und gleicht dies mit Unterbringung von Wechseln aus, die die Kreditfähigkeit der Banken verringern.

			***

			Das Programm der Erneuerung der Vororteisenbahnen, das die Regierung nach dem Unfall am Bahnhof Once eingeleitet hat, sieht Investitionen von ca. u$s 1 Mrd. bis Ende 2015 vor. An erster Stelle sollen sämliche Waggons erneuert werden, doch gleichzeitig werden die Schienen weitgehend erneuert. Der grösste Teil der Waggons u.a. Ausrüstungen stammt aus China, und wird von einer chinesischen Bank finanziert. Ein grosser Teil der neuen Waggons wurde schon eingesetzt. Ende der Vorwoche kündigte Innen- und Transportminister Florencio Randazzo auch die Aufnahme des Eisenbahnverkehrs von Buenos Aires nach Cór-doba, Tucumán, Rosario, Mar del Plata, La Pampa und Bariloche an, der praktisch aufgegeben worden war, und jetzt unter staatlicher Regie betrieben werden soll. Das hat wenig Sinn, da der Personenverkehr ins Landesinnere auf den Omnibus und das Flugzeug übergegangen ist. Passagierzüge, die mit einer Geschwindigkeit von etwa 100 km pro Stunde fahren müssten, um mit dem Omnibus zu konkurrieren, erfordern eine totale Erneuerung der Schienen, die sehr kostspielig ist. Frachtzüge können indessen auch bei 50 Stundenkilometern ihren Dienst befriedigend verrichten, so dass die bestehenden Schienen nur in kritischen Strecken ausgebessert werden müssen.

			***

			Nordamerikanische Ermittler haben im vergangenen Jahr die Spur eines Geldwäscherings verfogt, und sind dabei auf die New Yorker Niederlassung der argentinischen Banco Nación gestossen. Die Filiale dieser Bank an der New Yorker Park Avenue habe zwischen 2005 und 2012 für einen Kunden mehr als 20.000 Schecks abgewickelt, mit denen die Quellen illegaler Gelder verschleiert worden seien. Das geht aus einer Beschwerde hervor, die die Staatsanwaltschaft des US-Bundesstaates Montana im vergangenen Jahr bei einem Bundesgericht eingereicht hat. Es gibt jedoch vorerst keine Hinweise, dass es strafrechtliche Ermittlungen gegen die Banco de la Nación gibt oder dass die Bank von irgendwelchen verdächtigen Transaktionen wusste. Diejenigen, um die es in der Beschwerde geht, erfolgten während einer Phase, in der die Fed besonders aufmerksam prüfte, und liefen laut Gerichtsunterlagen ungefähr zwei Jahre. Wie weitere Gerichtsdokumente zeigen, ist das vermeintliche Geldwäschenetz inzwischen Gegenstand strafrechtlicher Ermittlungen. Allerdings scheinen noch keine Klagen eingereicht worden zu sein. (wsj.de)

			***

			Auf u$s 6,5 Mrd. summieren sich die Forderungen von Holdouts, die eine Gleichbehandlung von den US-Gerichten wie die von den grossen „Geierfonds“ wie NML, Aurelius Capital und Blue Angel erkämpfte erwarten. Wie Carmine Boccuzzi, einer der Hauptverteidiger Argentiniens aus der Kanzlei Cleary, Gottlieb, Steen & Hamilton berichtete, haben seit dem 16. Juni weitere 25 Besitzer von argentinischen Bonds ihre Beschwerden vorgelegt. 

			***

			Arpenta und JR Bursátil sind im Visier der Wertpapierekommission geraten. Beide Wechselstuben und Börsenagenten wurden wegen der Nichterfüllung von gültigen Normen bestraft, und dürfen bis auf Weiteres nicht tätig sein. So seien im Falle von Arpenta 48 Bankfächer entdeckt worden. Bankfächer zu unterhalten gehöre nicht zu den Aktivitäten eines Börsenagenten. Bei JR Bursátil sei festgestellt worden, dass die eigentliche legale Adresse,  nicht die angegebene, sondern eine andere, ebenfalls in der Stadt Mendoza angesiedelte, gewesen sei. JR Bursátil habe unter dem Dach von Ripa y Asociados INT Consulting Group funktioniert. Bei den Büros von JR Bursátil in Mar del Plata seien enge Beziehungen zu zwei weiteren Börsenagenten, La Moneta Cambio SA sowie Forex Bursátil SA festgestellt worden. Die Zentralbank hat darüber hinaus 12 Verantwortliche von Wechselstuben vorgeladen, um Einzelheiten über ihre Geschäftstätigkeiten abzugeben. Grundsätzlich richten sich diese intensiven ZB-Kontrollen auf die Aufdeckung und Behinderung von Schwarzmarktgeschäften, was jedoch fast nie gelingt, da diese Geschäfte anderswo abgewickelt werden.

			***

			Die Verkäufe von Baumaterialien verzeichnen im Oktober einen innerjährlichen Rückgang von 5,7%. Laut Index „Construya“ wurden in 10 Monaten 2014  4,7% weniger Baumaterialien als im Vorjahr verkauft. Dieser Index wird von den grössten Fabrikanten von Baumaterailien auf Grund ihrer Lieferungen aufgestellt.

			***

			Beim Industrieministerium sind seit Jahresanfang Projekte zum Zwecke einer Produktionssteigerung von insgesamt 612 kleinen und mittleren Unternehmen eingegangen. Die Projekte wurden mit $ 71 Mio. finanziert; 60% dieser Gelder waren staatliche Subventionen. Die Projekte beziehen sich die Bereiche Matetee, Möbelindustrie, Verpackungstechnologie u.a.

			***

			Die für Steuereintreibung zuständige Behörde AFIP unterschrieb mit der Republik Irland ein Abkommen, mit dem Steuertricks zur Hinterziehung verhindert werden sollen. Einige multinationale Unternehmen übertragen über Handelsunternehmen ihre Geschäfte für ganz Europa sowie Asien auf Irland. Die Initiative schliesst alle Steuern mit ein, die von Irland erhoben oder verwaltet werden. Die Iren erhalten Auskünfte über Mehrwertsteuer, Einkommenssteuer sowie die Vermögenssteuer.

			***

			Die amtliche Zulassung von Motorrädern ist zum Ende Oktober mit 43.042 Einheiten innerjährlich um 31,9% auf 43.042 Einheiten zurückgegangen, berichtet der Verband Mottos. In 10 Monaten 2014 wurden 421.409 Motorräder eingetragen, 30% weniger als im Vorjahr. Dabei spielt nicht nur die geringere Nachfrage eine Rolle, sondern auch die Schwierigkeit, bestimmte Modelle fertigzustellen, bei denen bestimmte importierte Teile fehlen. 

			***

			US-Richter Thomas Griesa hat der Citibank zum dritten Mal in Folge eine „aussergewöhnliche Erlaubnis“ erteilt, damit sie am 31. Dezember fällige Zinsen i.H. von u$s 85 Mio. in dieser Währung auf umgeschuldete Staatsanleihen auszahlt.

			***

			30 Grossunternehmen dürfen 30 Tage lang wegen steuerlicher Unvereinbarkeiten keine Auslandsüberweisungen von Devisen tätigen. Die Steuerbehörde AFIP konnte in diesen Fällen angebliche Manöver feststellen, die über den eidesstaatlichen Versicherungen (DJAI) abgewickelt wurden. Wie der AFIP-Vorsitzende Ricardo Etchegaray versicherte, wurden 528 solcher Importanträge (DJAI) über einen Gesamtwert von u$s 2,66 Mrd. nicht genehmigt. Die Behörde hat diesen Firmen darüber hinaus ihre Steuernummern entzogen. Sie sind somit ausserstande, über den freien Devisenmarkt tätig zu sein.

			***

			Die ZB hat bei der Wechselausschreibung vom Dienstag einen Betrag von $ 14,18 Mrd. untergebracht, plus u$s 32 Mio. Da gleichzeitig bestehende Wechsel für $ 11,08 Mrd. amortisiert wurden, verblieb eine kontraktive monetäre Wirkung von $ 3,10 Mrd. Der Bestand der Lebac der ZB hat jetzt $ 244 Mrd. erreicht. Für Lebac auf 98 Tage wurde ein Zinssatz von 26,86% gezahlt, für längere Fristen jeweils mehr, bis zu 29,29% bei 357 Tagen.

			***

			Im Laufe dieses Jahres ist die monetäre Basis um $ 30,24 Mrd. gestiegen. Als Expansionsfaktor wirkten Zuwendungen an das Schatzamt in Höhe von $ 97,95 Mrd. und Devisenkäufe für $ 38,95 Mrd. Kontraktiv wirkte die Unterbringung von Lebac und Nobac für $ 91,17 Mrd. und die Swaps (Devisenterminverkäufe) für Netto $ 13,08 Mrd. Grundsätzlich wird somit der Staat auf Kosten der Kreditmöglichkeiten der Banken finanziert. 

			***

			Die AFIP hat am Dienstag 71 Haussuchungen bei Banken, Wechselstuben, Finanzgesellschaften und –genossenschaften vollzogen, für die 250 Beamte eingesetzt wurden. Bei den Banken handelt es sich um Mariva, Columbia, Transcambio, Voii (ex MBA-Lazard) und Caja de Valores (die der Börse von Buenos Aires gehört). Es handelt sich hier um eine Untersuchung weger vermuteter Steuerhinterziehung und Geldwäsche, die angeblich über Staatspapiere in Dollar erfolgte. Im Wesen handelt es sich um Überweisungen, die durch gleichzeitige Geschäfte mit Dollarbonds in Buenos Aires und New York erfolgen („contado con liqui“), die bisher als legal betrachtet wurden, die die Regierung jedoch verhindern will. 

			***

			Am Mittwoch wurden die Angebote für die zweite Bauetappe der Gasleitung des argentinischen Nordwestens, von 280 km, geöffnet. Siebe Ortschaften sollen dadurch Zugang zu Erdgasleitungen erhalten. Das Etat wurde mit $ 2,4 Mrd. veranschlagt. Der Bau einer weiteren Gasleitung von 466 km ist ebenfalls vorgesehen.

			***

			Um 0,6% ist der Quadratmeterpreis für Neubauten, stets in Dollarwerten berechnet, in der Bundeshauptstadt in 12 Monaten zum November 2014 zurückgegangen. Viel stärker, nämlich um 4,2%, haben sich die Preise für Gebrauchtwohnungen ebenfalls in Buenos Aires verbilligt. Die Daten stammen aus der letzten Erhebung, die von der Universidad Argentina de la Empresa (UADE) durchgeführt wurde.

			***

			Das US-Grossunternehmen Procter & Gamble darf wieder normal tätig sein, nachdem AFIP ihr die Steuernummer wegen angeblicher Überpreise für Importe und falsch ausgestellte Rechnungen zehn Tage lang entzogen hat. Wie es heisst, arbeitet der Konzern auf Hochdruck daran, um sich auf die Anforderungen der AFIP in punkto Importbuchung und Abwicklung anzupassen.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Paraguay exportierte in 10 Monaten 2014 367.000 t Rindfleisch u.a. tierische Produkte für u$s 1,37 Mrd. gegen u$s 1,19 Mrd. in der gleichen Vorjahresperiode. Hauptkunde ist Russland, mit u$s 470 Mio. gefolgt von Chile mit u$s 217 Mio. und Brasilien mit u$s 144 Mio. Die Expansion der Rinderwirtschaft schreitet in Paraguay mit viel Schwung voran.

			***

			In Brasilien hat der Rat für die Verteidigung der Wirtschaft (CAME), dem petrochemischen Unternehmen Braskem verboten, die argentinische Indupa zu kaufen, eine Filiale der belgischen Solvay. Braskem ist führend auf diesem Markt in Lateinamerika, und Indupa steht an zweiter Stelle. Eine Fusion würde die Konkurrenz auf diesem Gebiet stark beeinträhcitgen. Braskem hatt u$s 290 Mio für Indupa geboten.

			***

			Unternehmen aus Brasilien und Nordamerika haben eine neue Phase von Geschäftsverhandlungen begonnen, um Vorschläge für Regierungsmaßnahmen für die Verbesserung von Handel und Investitionen zwischen den beiden Ländern zu entwickeln. Das Programm zur bilateralen Agenda beinhaltet Vereinbarungen zum freien Handel, zur Vereinfachung von Visa und Barrieren bei Zoll-, Gesundheit- und Pflanzenschutzregeln. Unternehmensvertreter beider Länder sehen als wesentlichen Schritt, dass Präsidentin Dilma Rousseff ihre geplante offizielle Reise in die USA verwirklicht, die wegen der Spionagevorwürfe erst einmal auf Eis gelegt worden war. (Brazil News)

			***

			Geschäftsnachrichten

			Telefónica de Argentina

			In einer bezahlten Zeitungsanzeige informierte dieses spanische Telekommunikationsunternehmen über die getätigten Investitionen. Damit wollte sie offiziellen Erklärungen entgegenkommen, laut denen das Unternehmen nicht im Netz investiert habe. Telefónica weist darauf hin, dass  zwischen den Jahren 2004 und 2013 u$s 4,81 Mrd. investiert wurden. Bis Jahresende wird der Betrag um zusätzliche u$s 650 Mio. steigen. Für Systeme sowie der Netzwartung wurden im laufenden Jahr u$s 450 Mio. investiert. Die Steuerzahlungen für 2013 erreichten u$s 1,4 Mrd.  Abgesehen davon, hat Telefónica nach der Übernahme eines Teils des Netzes der ehemaligen staatlichen ENTel im Jahr 1990 sehr hohe Investitionen vollzogen, um die Anlagen zu modernisieren. Der Vorwurf gegen Telefónica steht im Zusammenhang mit dem neuen Gesetzesprojekt über Fernverbindungen, das den Telefonunternehmen erlaubt, auch Fernsehdienste zu betreiben, was vorläufig noch verboten ist. Dennoch betreibt Telefónica den Fernsehkanal 11. Das Kabelfernsehnetz wurde privat errichtet, wobei sich jetzt die Frage stellt, ob Telefonunternehmen auch Zugang haben werden, obwohl sie nicht zur Finanzierung des Netzes beigetragen haben. Andererseits heisst es, das Kabelnetz für Telefonie könnte auch für Fernsehübertragungen eingesetzt werden. Ebenfalls besteht die Möglichkeit, Satelliten, die bisher für Telefonie verwendet werden, auch für Fernsehübertragungen zu verwenden. Die Regierung hat den Fall bisher nicht erklärt, und die Telefonunternehmen auch nicht.   

			Petrobras Argentina

			Die lokale Filiale des brasilianischen Erdölkonzerns kündigte Investitionen über u$s 622 Mio. in Punta Rosada, Provinz Neuquén, an. Hier sollen bis zu 44 Bohrungen in bis zu 4000 Metern Tiefe für die Suche von Gas in Schiefergaslagern stattfinden. Vom Gesamtbetrag werden u$s 245 Mio. bis 2016 investiert. Wenigstens 15 Bohrungen sollen unmittelbar in Angriff genommen werden. 

			La Salamandra

			Diese Firma, deren Betrieb in der Nähe der Stadt Lujàn angesiedelt ist, die vornehmlich „Dulce de leche“ besonderer Qualität und auch „Mozarella-Käse“ aus Büffelmilch  erzeugt, hat ihre Produktion eingestellt und ihre 34 Mitarbeiter entlassen. Das Unternehmen gehört Cristóbal López, der den Kirchners nahe steht, besonders Spielkasinos betreibt, vor einiger Zeit auch in das Erdölgeschäft eingestiegen ist, und als Medienunternehmer den Fernsehkanal C5N und den Rundfunksender Radio 10 betreibt. López kaufte diese Firma von Cristina Miguens im Jahr 2011 für u$s 7,5 Mio. Die Firma wurde 1991 vom Ökonomen und ehemaligen ZB-Präsidenten Javier Gonzalez Fraga gegründet. Das Unternehmen geriet wegen der allgemeinen Kostensteigerungen in die Verlustzone und konnte nicht weiter bestehen.

			Mercedes-Benz

			Mercedes-Benz Argentina gehört zu den attraktivesten Arbeitgebern. Das Unternehmen rangiert insgesamt an elfter Stelle, und belegt den zweiten Platz unter den Gesellschaften mit einer Belegschaft zwischen 1000 und 2499 Mitarbeitern. Die Umfrage wurde vom spanischen Institut „Análisis e Investigación“ durchgeführt.

			Troy Ressources

			Dieses multinationale Bergbauunternehmen, das im Departement Calingasta, Provinz San Juan, Gold- und Silberförderung betreibt, hat letzte Woche in Anweisenheit von Planungsminister Julio de Vido, Gouverneur José Luis Gioja und Bergbausekretär Jorge Mayoral, einen neuen unterirdischen Tunnel im Rahmen des sogenannten „Casposo-Projektes“  eingeweiht. Bisher war das Unternehmen nur an der Oberfläche tätig, während es sich jetzt voll auf unterirdische Förderung konzentriert. Argentinien hat eine zunehmende Goldproduktion und steht international an eine der ersten Stellen, nach Südafrika und Ghana.  

			Automechanika

			Über 300 Firmen aus Deutschland, Argentinien, Brasilien, Bulgarien, Chile, China, Korea, den USA, Frankreich, Hong Kong, Indien, Grossbritannien, Italien, Litauen, Malaysia, Polen, Taiwan, der Türkei und Uruguay nehmen bis 15. November in Buenos Aires an der Messe Automechanika teil. Hier werden die aktuellesten Neuigkeiten aus der Automobilindustrie vorgestellt.  

			Cardon

			Diese Gruppe investiert in Tigre $ 260 Mio. im Immobilienprojekt Torres Cardon. Es geht um zwei Gebäudeeinheiten mit insgesamt 190 Wohnungen. Der Bau entsteht in der Altstadt von Tigre. 

			Ken Brown

			Die Firma Corporate Corp., die durch ihre Marke Ken Brown bekannt ist, hay $ 6,5 Mio. in eine neue Fabrik investiert, die sich im „technologischen Distrikt“ der Bundeshauptstadt, im Stadtviertel Parque Patricios, befindet. Der neue Betrieb wird 50 Personen beschäftigen, die zu den 150 hinzukommen, die schon in der Fabrik im Stadtteil Saaverdra beschäftigt sind. Die neue Fabrik hat eine Kapazität von bis zu tausend Einheiten von elektronischen Produkten. Im Vorjahr hattte das Unternehmen ausserdem in ihrer Fabrik in Paraná investiert, um sogenannte „slots“ zu erzeugen, also Spielmaschinen, die Münzen schlucken.

			Bank Citi

			Die lokale Filiale der US-Grossbank feiert ihre hundertjährige Präsenz in Argentinien mit ihren Kunden, die am nächsten Dienstag zwischen 18,20 und 20 Uhr die Möglichkeiten haben, mit Kredit- und Zahlkarten der Bank in 40 Lokalen des Patio Bullrich mit einem Rabatt von bis zu 40% und in Ratenzahlung zu kaufen. Die Feier schliesst auch im gleichen Ort ein Konzert von Juventus Lyrika ein.

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Der Stress der Präsidentin ist ein Staatsproblem

			Cristina Elisabet Fernández Wilhelm de Kirchner, unsere Präsidentin, ist vor zwei Wochen erneut erkrankt. Gewiss: das kann jedem passieren, aber bei ihr ist es zu häufig, mit unterschiedlichen Erscheinungen und längeren Genesungsperioden als üblich, und das ist kein Zufall. Sie leidet unter Stress, und das kommt periodisch in körperlichen Leiden zum Ausdruck. Dies ist eine Folge der Tatsache, dass sie zu viel Arbeit und Verantwortung auf sich nimmt, weil sie nicht delegiert und wohl auch nicht weiss, wie man dabei die Zügel nicht aus der Hand verliert und wie vermieden wird, dass die einzelnen Bereiche der Regierung in verschiedene und eventuell gegensätzliche Richtungen gehen. Delegieren ist eine Kunst, eine Managementtechnik, die ihr fremd ist. Sie hat im Grunde keine Minister, sondern untergeordnete Beamte mit geringem Spielraum für eigene Entscheidungen. Also kommen alle Probleme auf sie zu. Ausserdem entscheidet sie schlecht, weil sie nicht auf sämtlichen Regierungsgebieten ausreichend Bescheid wissen kann und sie materiell keine Zeit hat, um sich eingehend mit jedem Problem zu befassen. 

			Doch nicht genug damit, entscheidet sie auch über Politik, indem sie bei der Aufstellung der Listen für Senatoren, Deputierte und gelegentlich auch Stadträte mitmischt, und auch mitbestimmt wer sich für ihre Partei, die Front für den Sieg (Justizialismus mit Minderheitspartnern) für die einzelnen Gouverneursämter stellt. Und schliesslich hält sie dauernd Reden, reist im Land umher und oft auch ins Ausland. Alles sehr anstrengend. Hinzu kommt dann noch, dass sie keine Familie hat, die ihr seelisch beistehen kann, und auch keine intimen Freunde, mit denen sie sich vertraulich über ihre Probleme unterhalten kann. Ihre Kinder gehen eigene Wege, ihre Mutter ist krank, und mit ihrer Schwester hat sie eine kühle Beziehung. Seit ihr Gatte Néstor Kirchner vor drei Jahren gestorben ist, ist sie allein, einsam, mit einem seelischen Druck, einem Stress, der sie bedrückt und beiläufig ihre Gesundheit angreift. Wie verlautet, machen sich die Ärzte, die sich um sie kümmern, Sorgen über dies. 

			Hinzu kommt jetzt, dass sich die allgemeine Lage verschlechtert hat und immer mehr schwierige Probleme auf sie zukommen, wie jetzt die Tatsache, dass weitere Holdouts, die Staatspapiere von über u$s 6 Mrd. halten, sich jetzt auch bei Richter Griesa gemeldet haben und eine Ausdehnungen des jüngsten Urteils auf ihre Bonds fordern. Die Zahlungsbilanz ist von einem Damoklesschwert bedroht, das jederzeit fallen kann, die Konjunktur läuft schlecht, die Inflation verharrt hoch, die Arbeitslosigkeit steigt, die sozialen Unruhen nehmen zu, die Gewerkschaften werden aggressiver, die persönliche Unsicherheit nimmt zu, und der hohe Drogenkonsum, der nur oberflächlich bekämpft wird, vergiftet die Jugend und schafft noch mehr Kriminalität. Sie hat keine Lösung für all dies, ist allgemein überfordert, und weiss im Grunde nicht, was sie tun soll. Das erhöht ihren Stress. Ihre Interpretation der Wirklichkeit, die sogenannte „Erzählung“ (el relato), die sie selber glaubt, wie es bei Mythomanen der Fall ist, wird zunehmend unwirklicher, gelegentlich einfach absurd, und das verschlimmert die allgemeine Stimmung. Man hat den Eindruck, in einem Flugzeug zu sitzen, in dem der Pilot leicht besoffen ist, und der Ersatzpilot anderswo beschäftigt ist. 

			Sollte CFK zurücktreten, dann würde formell der Vizepräsident Amado Boudou das hohe Amt übernehmen. Das wäre jedoch faktisch nicht möglich, weil er wirklich zu viel Dreck am Stecken hat. Er müsste auch zurücktreten, oder das Parlament würde dafür sorgen, dass er nicht antreten kann. Danach käme Senator Gerardo Zamora an die Reihe, aber es ist fraglich, dass das Parlament zulässt, dass er die Präsidentschaft übernimmt. Es ist davon die Rede, dass der Vorsitzende des Obersten Gerichtshofes, Ricardo Lorenzetti die Präsidentschaft provisorisch übernimmt und sofort Wahlen einberuft. All dies wäre kein Staatsstreich, sondern ein verfassungsmässiges Verfahren. Schliess-lich sind auch Alfonsín und De la Rua vorzeitig zurückgetreten, als sie erkannten, dass sie von der Wirklichkeit überfordert waren. 

			Doch vorläufig ist CFK nicht bereit, einfach aufzugeben. Sie hat eine starke Persönlichkeit, eine kämpferische Natur, und ist überzeugt, dass sie richtig handelt, aber allerlei böse Kräfte (Geierfonds, konzentrierte Unternehmensgruppen, die grossen Staaten, Oppositionspolitiker u.a.) gegen sie wirken und ihr den verdienten Erfolg nicht gönnen. Somit macht sie weiter, auch wenn sie dabei ihre Gesundheit gefährdet und mit ihrem Leben spielt. 

			Wenn sie nicht mehr Präsidentin ist, und dabei auch nicht als Senatorin oder Deputierte juristischen Schutz geniesst, dann kommen böse Prozesse auf sie zu: wegen unrechtmässiger persönlicher Bereicherung, wegen Verantworung bei den schmutzigen Geschäften ihres Strohmannes Lázaro Baez und viele anderer Dinge. Sie hat überall Fingerabdrücke hinterlassen, und als Anwältin weiss sie, was auf sie zukommt und was geschehen kann. Angenehm düfte es gewiss nicht sein. 

			Für Argentinien wäre ein Rücktritt der Präsidentin das Beste. Und für ihre Gesundheit auch. Der Arzt (Neurologe) und Fernsehjournalist Nelson Castro, der ihren Fall eingehend untersucht hat, riet ihr ernsthaft am letzten Sonntag, ein ruhigeres Leben zu führen. Die Opposition müsste sich überlegen, wie sie ihr Immunität sichern kann, um dies zu erleichtern. Denn das Wesentliche ist, dass sie geht, und nicht, dass sie verrurteilt und eventuell eingesperrt wird. Ob dies juristisch möglich ist, sei dahingestellt. Sie persönlich stellt ein Hinderniss für die Überwindung der Probleme dar, weil sie nicht glaubwürdig ist, verkehrte Vorstellungen der Realität und schädliche ideologische Vorurteile hat, und einfach nicht weiss, was sie tun sollte. Sie kann nicht über ihren eigenen Schatten springen. 

			Wenn sie noch 13 Monate weiter regiert, dann wird der Gesellschaft ein unnötiges Opfer auferlegt. Für einen neuen Präsidenten, der ideologisch und politisch nicht vorbelastet ist, sei es Scioli, Massa oder Macri, die drei, die gegenwärtig in Frage kommen, wäre es viel einfacher, die verfahrene Lage mit den Geierfonds, anderen Holdouts und sonstigen Gläubigern zu lösen. Ebenfalls könnte sich eine neue Regierung an die Sanierung des Staates heranmachen, den äusserst gefährlichen Druck der Gewerkschaften eindämmen, die Zahlungsbilanz in Ordnung bringen und die Devisenbewirtschaftung abschaffen, so dass wieder normale Zustände herbeigeführt werden. 

			Man braucht keinen Supermann, keinen Zauberer, um die Lage einzurenken, sondern nur jemand, der die einzelnen Probleme vernünftig anpackt, ohne ideologische Vorurteile, wie sie die Kirchners kennzeichnen, der jedoch bereit sein muss, bestimmte politische Kosten auf sich zu nehmen, was CFK eben nicht will. Denn grundsätzlich besteht kein Grund für die gegenwärtige Krise: die klimatischen Bedingungen verheissen für 2014/15 eine neue Rekordernte (die nur von dieser Regierung gefährdet wird), die Preise der Exportcommodities sind immer noch relativ hoch, die technologische Revolution wird der Wirtschaft zunehmend einverleibt und schafft ständig neue Wachstumsimpulse, und die internationale Finanzwelt ist flüssig, mit anormal niedrigen Zinsen und viel Risikokapital, das nach Anlagemöglichkeiten Ausschau hält. Die grosse Welt wartet mit offenen Armen, dass Argentinien zurückkommt. Wie der verlorene Sohn in der biblischen Geschichte. 
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			Der gefährliche Vorstoss der Gewerkschaften

			Der Reallohn hat eine interanuelle Abnahme in einer Grössenordnung von 10% erfahren. Je nach Branche, und auch je nach dem, wie man die Preise misst, ist der Rückgang niedriger, eventuell nur 5%, aber gelegentlich auch höher. Hier kommt die Anpassung an die wirtschaftliche Wirklichkeit zum Ausdruck (auf spanisch „ajuste“), die die Regierung nicht wahrhaben will, und dabei Kritiker beschuldigt, dies tun zu wollen. Die gegenwärtige Rezession, in die dieser Reallohnverlust eingebettet ist, ist gewiss von der Regierung nicht gewollt, obwohl es sich um eine Folge ihrer Wirtschaftspolitik handelt. Man kann auf diesem Gebiet eben tun, was man will, aber man kann die Folgen nicht vermeiden. Die voraussichtlich noch schlimmer sein werden, auch was den Reallohn betrifft.

			Es ist begreiflich, dass bei den Arbeitnehmern Unruhe aufkommt und die Gewerkschaftsführer Lohnerhöhungen fordern, die dies ausgleichen. In vielen Fällen stossen sie dabei auf die Unnachgiebigkeit von Unternehmern, die effektiv keine Möglichkeit haben, Löhne und Gehälter zu erhöhen, und darüber hinaus, auch Schwierigkeiten haben, ihre Belegschaft zu erhalten. Dort wo der Gegennsatz zwischen Lohnhöhe und Beibehaltung der Arbeitsplätze auftaucht, besteht ein faktisches Hindernis für diese Forderungen. Aber in den Branchen, die nicht direkt oder nur wenig von der Konjunktur betroffen werden, wie an erster Stelle der Erdölförderung, liegt der Fall anders. 

			Jetzt ist noch ein weiteres Problem hinzugekommen. Da sich die Regierung weigert, das steuerfreie Minimum der Einkommenssteuer (formell Gewinnsteuer benannt) der Inflation anzupassen und entsprechend zu erhöhen, und auch die progressive Skala nominell seit Jahren unverändert beibehalten wird, werden immer mehr Arbeitnehmer von der Steuer erfasst, oder, wenn sie die Steuer schon zahlen, dann müssen sie absolut und im Verhältnis zu ihrem Einkommen viel mehr zahlen. Ein Arbeitnehmer, der monatlich um die $ 30.000 verdient, zahlt durchschnittlich auf sein Einkommen über 20% an Einkommenssteuer, wohl der höchste Satz der ganzen Welt. 

			Ohnehin nähern sich viele Besserverdiener dem Höchstsatz von 35%, wobei der Sinn der Progression verfälscht wird und sich das System immer mehr einer einheitlichen Steuer nähert, also einem gleichen Satz für alle, was in der Steuerdoktrin als „regressiv“ gilt, also genau das Gegenteil dessen, was die Regierung befürwortet. Wobei noch hinzukommt, dass in Ländern mit einer hohen Besteuerung, wie die skandinavischen, die staatlichen Leistungen bezüglich Erziehung, Gesundheitsbetreuung, persönlicher Sicherheit u.a. staatlicher Dienste hervorragend sind, während der Staat in Argentinien in dieser Beziehung viel zu wünschen übrig lässt und in vielen Fällen, bei Erziehung, Gesundheitsbetreuung und auch persönlicher Sicherheit, private Dienstleister verpflichtet werden. Bei Lohn- und Gehaltsempfängern muss noch hinzugefügt werden, dass die Soziallasten in Argentinien sehr hoch sind, die bei höheren Löhnen auch den Charakter einer Steuer haben, da in diesen Fällen die Pension im Verhätnis zum Lohn geringer ist.

			Das steuerliche Problem betrifft nur die bessergestellten Arbeitnehmer, die laut Regierung nur ca.10% derjenigen erfasst, die im Abhängigkeitsverhältnis arbeiten, plus die Pensionäre. Die offizielle These lautet dahingehend, dass diese Besteuerung sozial gerecht sei, weil es sich um „privilegierte“ Arbeitnehmer handle, während die Regierung sich besonders um diejenigen kümmere, die niedrigere Löhne erhalten, was im Sinne der Verringerung des Einkommensgefälles liegt. Das klingt sehr schön, hat jedoch die Betroffenen keineswegs befriedigt. Ausserdem wirkt die Steuer hier gegen den sozialen Aufstieg, der ein wesentliches Element einer modernen Gesellschaft ist. 

			Das Thema ist zunächst bei den Erdölarbeitern in Patagonien geplat, die in der Vorwoche mit einem Streik gedroht hatten, den sie zunächst zeitweilig aufgehoben haben. Das hätte zu einer unmittelbaren Knappheit an Benzin und Dieselöl geführt und die Wirtschaft allgemein lahmgelegt. Es ist begreiflich, dass die Regierung verhindern wollte, dass es so weit kommt, und somit dieser Erpressung zum Teil nachgegeben hat. Im Grunde muss eben das Streikrecht in Fällen wie diesem begrenzt werden; doch das wird als arbeiterfeindlich, totalitär u.dgl. mehr bezeichnet, und ist praktisch schwer zu vollziehen. Die Gewerkschaft fordert einen Betrag von $ 50.000 in diesem Jahr als Ausgleich für die Gewinnsteuer, und die Unternehmen bieten $ 30.000, was auch sehr viel ist. Hinzu fordern die Gewerkschaften eine Lohnerhöhung von $ 12.500 monatlich ab 1. Januar, die mit dem nächsten Arbeitsabkommen verrechnet wird. Das Arbeitsministerium will diese Forderungen jedoch nicht genehmigen, besonders wegen der allgemeinen Auswirkung auf andere Branchen. Doch zunächst war die Einstellung des Arbeitsministeriums gegenüber der Forderung der Gewerkschaft eher wohlwollend; der Befehl der Verhärtung kam von oben, auf Anweisung von Wirtschaftsminister Kicillof. Das Arbeitsministerium steht unter Minister Carlos Tomada prinzipiell auf der Seite der Gewerkschaften, und das ist äusserst gefährlich. 

			Die Lohn- und Gehaltserhöhung bei der Erdöl- und Gaswirtschaft wird jetzt noch durch den gestiegenen hohen Gewinn von YPF gerechtfertigt. Auch die anderen Unternehmen der Branche haben bei den starken Preiserhöhungen, die auf diesem Gebiet eingesetzt haben, bestimmt gut verdient. Indessen ist der Gewinn, sowohl bei YPF wie bei den anderen Unternehmen, vornehmlich für die Finanzierung von Investitionen bestimmt. In einem Land ohne Kapitalmarkt und mit spärlichen Krediten, bei dem auch kein Zugang um internationalen Finanzmarkt besteht, müssen Unternehmen Investitionen und auch ihr Arbeitskapital mit ihrem Gewinn finanzieren. Was die Gewinne der Unternehmen allgemein betrifft, so sollte wieder die Inflationsberichtigung eingeführt werden, wie sie bis zur Konvertibilität (1991) bestand, nicht nur für steuerliche Zwecke, sondern um „wahre“ Bilanzen zu zeigen. Die Verbände der Buchprüfer fordern dies seit Langem, in letzter Zeit energischer. Bei echten Bilanzen, ohne inflationäre Buchgewinne, würde das Argument der hohen Gewinne entkräftet. 

			Dass ausgerechnet diejenigen, die bei weitem die höchsten Löhne im ganzen Land erhalten, nämlich die Erdölarbeiter, hohe Zulagen bekommen, hat einen phänomenalen Demonstrationseffekt. Die patagonischen Erdölarbeiter verdienen schon vor diesen Zulagen über $ 20.000 pro Monat, und in vielen Fällen über $ 30.000, mit bestimmten Fällen, bei denen $ 50.000 erreicht werden. Die anormal hohen Löhne, die diese Arbeitnehmer jetzt erreichen, werden dann von anderen Gewerkschaften als Argument für ihre Forderungen verwendet, wobei sich viele den Luxus leisten, bescheiden zu erscheinen, indem sie nicht so viel wie die Erdölarbeiter fordern, aber eben Löhne und Gehälter, die in einem „vernünftigen“ Verhältnis zu jenen stehen. Auch wenn es 30% weniger sind, bedeutet dies in den meisten Fällen gewaltige Zulagen, eventuell von mehr als 100%. Besonders in Patagonien ist die Wirkung der hohen Löhne der Erdölarbeiter ein Störungsfaktor erster Ordnung für andere Branchen.

			Auch die staatliche Aerolíneas Argentinas hat jetzt 920 Piloten eine Sondervergútung von $ 13.500 zugestanden, die jedoch nicht als Gehalt gebucht wird, sondern als Vergütung des Unternehmens, um die Last der Gewinnsteuer auszugleichen. Das ist illegal und dürfte zu einem Konflikt mit der AFIP führen. In diesem Fall fällt diese zusätzliche Ausgabe voll auf das Schatzamt, das ohnehin schon täglich umgerechnet fast u$s 2 Mio. beisteuert. In vielen Provinzen wurden auch Sonderzahlungen an die Staatsangestellten zugestanden, die finanziell auch nicht verkraftet werden können. Die Nationalregierung hat ihnen letzte Woche formell mitgeteilt, dass ihnen keine zusätzliche Finanzierung für diesen Zweck gewährt wird. Die Gouverneure, die unverantwortlich gehandelt haben und einen Bonus versprochen haben, den sie nicht zahlen können, werden somit Probleme haben. Und so muss es sein. 

			Die Bankangestellten haben letzte Woche gestreikt, weil ihre Forderung der Zahlung eines Bonus von $ 10.000 zum Jahresende verweigert wurde. Die Banken hatten etwa die Hälfte geboten. Auch der eher mässige Antonio Caló, Leiter der regierungsnahen Gewerkschaftszentrale CGT und Generalsekretär der Gewerkschaft der Metallindustrie (UOM) sah sich dabei gezwungen, eine Sonderzahlung von $ 3.000 zu fordern, obwohl er genau weiss, wie es allgemein um seine Branche bestellt ist. Diese Forderung ist jetzt allgemein geworden. Kein Gewerkschafter kann es sich jetzt leisten, keinen Bonus zu verlangen. Doch die meisten Unternehmen sind ohnehin schon durch den halben dreizehnten zusätzlichen Jahreslohn finanziell belastet, wobei hier die Knappheit des Bankkredites erschwerend hinzukommt, so dass sie vor der faktischen Unmöglichkeit stehen, der Forderung nachzukommen. Das führt oft zu Konflikten.

			Die Regierung ist sich gewiss der Gefahr bewusst, die auf sie zukommt. In diesem Sinn wurde schon offiziell erklärt, dass es für die Rentner keinen Bonus zum Jahresende geben werde. Bei den Beamten des Nationalstaates ist auch nicht davon die Rede, obwohl vereinzelte Forderungen in diesem Sinn aufgekommen sind. Wenn es allgemein zu unmittelbaren Lohnerhöhungen kommt, sei es über vorzeitige Lohnverhandlungen oder über einen Bonus zum Jahresende, oder über Sondervergütungen irgendwelcher Art, dann wird voraussichtlich die Inflation eine Stufe höher klettern und die Rezession sich vertiefen. Das führt dann dazu, dass neue Lohnforderungen aufkommen und sich die Lohn-Preisspirale beschleunigt, bis zur Hyperinflation. So war es Mitte 1975 und so kann es wieder sein. Man hat den Eindruck, dass sich die Regierung nicht der vollen Bedeutung des Problems bewusst ist, und versucht, der politischen Dikussion auszuweichen. Allein, es bedarf einer grundsätzlichen Entscheidung, die hart durchgesetzt werden muss, auch wenn dies hohe politische Kosten mit sich bringt. Diese Kosten wären bei einer steigenden Inflation bestimmt viel höher. 

			

		

	